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2. NKF-WG NRW  

Synopse Gemeindeordnung (GO) NRW altes Recht – neues Recht  

- Eigene Darstellung Prüfungsamt Rhein-Sieg-Kreis - 

 

GO NRW altes Recht  
 

GO NRW neues Recht  

§ 59 GO NRW 

Hauptausschuss, Finanzausschuss und 

Rechnungsprüfungsausschuss 
 

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft 

den Jahresabschluss und den Gesamt- 

abschluss der Gemeinde. Er bedient sich  

hierbei der örtlichen Rechnungsprüfung. 

Soweit eine solche nicht besteht, kann er 

sich Dritter gem. § 103 Abs. 5 bedienen. 
 

(4) Werden der Jahresabschluss, der 

Gesamtabschluss, der Lagebericht oder der 

Gesamtlagebericht nach Vorlage des 

Prüfungsberichts geändert, so hat der 

Rechnungsprüfungsausschuss diese 

Unterlagen erneut zu prüfen, soweit es die 

Änderung erfordert.  

Über das Ergebnis der Prüfung ist dem Rat 

zu berichten; der Bestätigungsvermerk ist 

entsprechend zu ergänzen. 

§ 59 GO NRW 

Hauptausschuss, Finanzausschuss und 

Rechnungsprüfungsausschuss 
 

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft 

den Jahresabschluss und den Lage- 

bericht der Gemeinde unter Einbezug des 

Prüfungsberichtes. Er bedient sich hierbei 

der örtlichen Rechnungsprüfung oder eines 

Dritten gemäß § 102 Absatz 2. Die 

Verantwortlichen nach Satz 2 haben an der 

Beratung über diese Vorlagen im 

Rechnungsprüfungsausschuss teilzuneh- 

men und über die wesentlichen Ergebnisse 

ihrer Prüfung, insbesondere wesentliche 

Schwächen des internen Kontrollsystems 

bezogen auf den Rechnungslegungs-

prozess, zu berichten. Der Rechnungs- 

prüfungsausschuss hat zu dem Ergebnis der 

Jahresabschlussprüfung schriftlich gegen- 

über dem Rat Stellung zu nehmen.  

Am Schluss dieses Berichtes hat der 

Rechnungsprüfungsausschuss zu erklären, 

ob nach dem abschließenden Ergebnis 

seiner Prüfung Einwendungen zu erheben 

sind und ob er den vom Bürgermeister 

aufgestellten Jahresabschluss und Lage- 

bericht billigt. Sofern ein Gesamtabschluss 

und Gesamtlagebericht erstellt wird, finden 

die Sätze 1 bis 5 entsprechende Anwen- 

dung auf den Gesamtabschluss.  
 

(4) Werden der Jahresabschluss, der 

Gesamtabschluss, der Lagebericht oder der 

Gesamtlagebericht nach Vorlage des 

Prüfungsberichts geändert, so hat der 

Rechnungsprüfungsausschuss diese 

Unterlagen erneut zu prüfen, soweit es die 

Änderung erfordert.  

Über das Ergebnis der Prüfung ist dem Rat 

gemäß Absatz 3 Satz 4 und 5 zu berichten. 

 

§ 94 GO NRW 

Übertragung der Finanzbuchhaltung 
 

Die Gemeinde kann ihre Finanzbuch- 

haltung ganz oder zum Teil von einer Stelle 

außerhalb der Gemeindeverwaltung 

besorgen lassen, wenn die ordnungs- 

gemäße Erledigung und die Prüfung nach 

den für die Gemeinde geltenden  

Vorschriften gewährleistet sind.  

§ 94 GO NRW 

Übertragung der Finanzbuchhaltung 
 

(1) Die Gemeinde kann ihre Finanz- 

buchhaltung ganz oder zum Teil von einer 

Stelle außerhalb der Gemeindeverwaltung 

besorgen lassen, wenn die ordnungs- 

gemäße Erledigung und die Prüfung nach 

den für die Gemeinde geltenden  

Vorschriften gewährleistet sind.  
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Satz 1 gilt nicht für die Zwangsvoll- 

streckung. Die Vorschriften des Gesetzes 

über kommunale Gemeinschaftsarbeit 

bleiben unberührt. 

Satz 1 gilt nicht für die Zwangsvoll-

streckung. Die Vorschriften des Gesetzes 

über kommunale Gemeinschaftsarbeit 

bleiben unberührt. 

Der Beschluss über die Besorgung ist der 

Aufsichtsbehörde anzuzeigen.  

 

(2) Für die automatisierte Ausführung der 

Geschäfte der kommunalen Haushalts- 

wirtschaft dürfen nur Fachprogramme 

verwendet werden, die von der Gemein-

deprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

zugelassen sind. Gleiches gilt für die 

Verwendung dieser Fachprogramme nach 

wesentlichen Programmänderungen. Die 

Gültigkeit der Zulassung soll befristet 

werden. Bei Programmen, die für mehrere 

Gemeinden Anwendung finden sollen, 

genügt eine Zulassung. Die technischen 

Standards, die erforderlich sind, um die 

gesetzlichen Voraussetzungen für die Pro-

grammzulassung zu erfüllen, werden von 

der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-

Westfalen im Benehmen mit dem für 

Kommunales zuständigen Ministerium im 

Rahmen einer Verwaltungsvorschrift als 

Prüfhandbuch niedergelegt. 

 

10. Teil Rechnungsprüfung  

 

§ 101 GO NRW 

Prüfung des Jahresabschlusses, 

Bestätigungsvermerk 
 

(1) Der Jahresabschluss ist vom  

Rechnungsprüfungsausschuss dahin- 

gehend zu prüfen, ob er ein den tat- 

sächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- 

und Finanzlage der Gemeinde unter 

Beachtung der Grundsätze ordnungs- 

mäßiger Buchführung ergibt. Die Prüfung 

des Jahresabschlusses erstreckt sich 

darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften 

und die sie ergänzenden Satzungen und 

sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen 

beachtet worden sind.  

In die Prüfung sind die Buchführung, die 

Inventur, das Inventar und die Übersicht 

über örtlich festgelegte Nutzungsdauern der 

Vermögensgegenstände einzubeziehen.  

 

Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er 

mit dem Jahresabschluss in Einklang steht 

und ob seine sonstigen Angaben nicht  

eine falsche Vorstellung von der 

Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und  

Finanzlage der Gemeinde erwecken.  

10. Teil Rechnungsprüfung 

 

§ 101 GO NRW 

Örtliche Rechnungsprüfung 
(ehemals §§ 102, 104 GO NRW) 

 

(1) Kreisfreie Städte und Große kreis- 

angehörige Städte haben eine örtliche 

Rechnungsprüfung einzurichten. Mittlere 

kreisangehörige Städte haben eine örtliche 

Rechnungsprüfung einzurichten oder 

können sich zur Erfüllung einer anderen 

örtlichen Rechnungsprüfung bedienen. 

Gemeinden ohne örtliche Rechnungs- 

prüfung können einen geeigneten 

Bediensteten als Rechnungsprüferin oder 

als Rechnungsprüfer bestellen oder sich 

eines anderen kommunalen Rechnungs- 

prüfers oder eines Wirtschaftsprüfers oder 

einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

bedienen. Die Vorschriften des Gesetzes 

über kommunale Gemeinschaftsarbeit 

gelten entsprechend.  

 

Für den Rechnungsprüfer gelten Absätze 2, 

5 und 6 sowie §§ 102 bis 104, für den 

Wirtschaftsprüfer und die Wirtschafts- 

prüfungsgesellschaft Absätze 2 und 6 sowie 

§§ 102 bis 104 mit Ausnahme von § 104 

Absatz 2 Satz 1 entsprechend.  
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Der Rechnungsprüfungsausschuss hat über 

Art und Umfang der Prüfung sowie über das 

Ergebnis der Prüfung einen Prüfungsbericht 

zu erstellen.  

Der Bestätigungsvermerk oder der Vermerk 

über seine Versagung ist in den Prüfungs- 

bericht aufzunehmen. 
 

(2) Vor Abgabe des Prüfungsberichtes 

durch den Rechnungsprüfungsausschuss 

an den Rat ist dem Bürgermeister Gelegen- 

heit zur Stellungnahme zum Prüfungs- 

ergebnis zu geben. Soweit der Kämmerer 

von seinem Recht nach § 95 Abs. 3 Satz 3 

Gebrauch gemacht hat, ist ihm ebenfalls 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss hat 

das Ergebnis der Prüfung in einem 

Bestätigungsvermerk zusammenzufassen. 

Der Bestätigungsvermerk hat Gegenstand, 

Art und Umfang der Prüfung zu beschreiben 

und dabei die angewandten 

Rechnungslegungsgrundsätze und 

Prüfungsgrundsätze anzugeben.  

Er hat ferner eine Beurteilung des 

Prüfungsergebnisses zu enthalten, die 

zweifelsfrei ergeben muss, ob 

1. ein uneingeschränkter  

Bestätigungsvermerk erteilt wird, 

2. ein eingeschränkter 

Bestätigungsvermerk erteilt wird, 

3. der Bestätigungsvermerk auf Grund von 

Beanstandungen versagt wird oder 

4. der Bestätigungsvermerk deshalb 

versagt wird, weil der Prüfer nicht in der 

Lage ist, eine Beurteilung vorzunehmen. 

 

Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses 

soll allgemeinverständlich und problem- 

orientiert unter Berücksichtigung des 

Umstandes erfolgen, dass Rat und 

Verwaltungsvorstand den Abschluss zu  

verantworten haben. Auf Risiken, die die 

stetige Aufgabenerfüllung und die Haus- 

haltswirtschaft der Gemeinde gefährden, ist 

gesondert einzugehen. 

 

(4) In einem uneingeschränkten Bestäti- 

gungsvermerk (Absatz 3 Satz 3 Nr. 1) ist zu 

erklären, dass die durchgeführte Prüfung zu 

keinen Beanstandungen geführt hat, der 

Jahresabschluss auf  

Grund der bei der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnisse den gesetzlichen Vorschriften, 

Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen 

Bestimmungen entspricht und unter  

Beachtung der Grundsätze ordnungs- 

(2) Die örtliche Rechnungsprüfung ist bei 

der Erfüllung der ihr zugewiesenen 

Prüfungsaufgaben unabhängig und an 

Weisungen nicht gebunden. Im Übrigen ist 

die örtliche Rechnungsprüfung dem Rat 

unmittelbar verantwortlich und in ihrer 

sachlichen Tätigkeit ihm unmittelbar 

unterstellt.  
 

(3) Die Leiterin oder der Leiter der örtlichen 

Rechnungsprüfung muss hauptamtlich bei 

der Gemeinde bedienstet sein. Sie oder er 

muss die für das Amt erforderliche Vor- 

bildung, Erfahrung und Eignung besitzen. 
 

(4) Der Rat bestellt die Leitung der örtli-

chen Rechnungsprüfung sowie die Prüfer 

und beruft sie ab. Die Leitung und die 

Prüfer können nicht Mitglieder des Rates 

sein und dürfen eine andere Stellung in der 

Gemeinde nur innehaben, wenn dies mit 

ihren Prüfungsaufgaben vereinbar ist.  
 

(5) Die Leitung der örtlichen Rechnungs-

prüfung kann nur durch Beschluss des 

Gemeinderats und nur dann abberufen 

werden, wenn die ordnungsgemäße Er-

füllung der Aufgaben nicht mehr gewähr- 

leistet ist. Der Beschluss muss mit einer 

Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen 

aller Mitglieder des Gemeinderates gefasst 

werden und ist der Aufsichtsbehörde 

anzuzeigen.  
 

(6) Die Leitung und die Prüfer der örtlichen 

Rechnungsprüfung dürfen zum Bürger- 

meister, zu einem Beigeordneten, einem 

Stellvertreter des Bürgermeisters, zum 

Kämmerer und zu anderen Bediensteten 

der Finanzbuchhaltung nicht in einem die 

Befangenheit begründenden Verhältnis 

nach § 31 Absatz 1 und 2 stehen. Sofern 

von der Möglichkeit des § 102 Absatz 2 und 

10, des § 103 Absatz 2 Satz 2 oder des § 

103 Absatz 5 Gebrauch gemacht wird, 

erstreckt sich Satz 1 auch auf die jeweiligen 

Leitungen sowie auf die Bediensteten der 

Finanzbuchhaltung der dort genannten 

Sondervermögen, Eigenbetriebe oder 

Einrichtungen.  

 

Sie dürfen eine andere Stellung in der 

Gemeinde nur innehaben, wenn dies mit 

der Unabhängigkeit und den Aufgaben der 

Rechnungsprüfung vereinbar ist. Sie dürfen 

Zahlungen für die Gemeinde weder 

anordnen noch ausführen.  
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mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und  

Finanzlage der Gemeinde vermittelt. 

Dieser Bestätigungsvermerk kann um  

Hinweise ergänzt werden, die ihn nicht 

einschränken. 

 

(5) Werden Beanstandungen ausgespro- 

chen, ist die Erklärung nach Absatz 4 Satz 1 

einzuschränken oder zu versagen. Ein 

eingeschränkter Bestätigungsvermerk darf 

nur erteilt werden, wenn der geprüfte 

Jahresabschluss unter Beachtung der vom 

Prüfer vorgenommenen, in ihrer Tragweite 

erkennbaren Einschränkung ein den tat- 

sächlichen Verhältnissen im Wesentlichen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der 

Gemeinde vermittelt  

(Absatz 3 Satz 3 Nr. 2).  

Sind die Beanstandungen so erheblich, 

dass kein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der 

Gemeinde mehr vermittelt wird, ist der 

Bestätigungsvermerk zu versagen (Absatz 3 

Satz 3 Nr. 3).  

Der Bestätigungsvermerk ist auch dann  

zu versagen, wenn der Prüfer nach Aus-

schöpfung aller angemessenen Möglich- 

keiten zur Klärung des Sachverhaltes nicht 

in der Lage ist, eine Beurteilung abzugeben 

(Absatz 3 Satz 3 Nr. 4). Die Versagung ist 

in einem Vermerk, der nicht als  

Bestätigungsvermerk zu bezeichnen ist, 

aufzunehmen. Die Einschränkung oder 

Versagung ist zu begründen. 

 

(6) Die Beurteilung des Prüfungsergeb- 

nisses hat sich auch darauf zu erstrecken, 

ob der Lagebericht mit dem Jahres- 

abschluss in Einklang steht und insgesamt 

eine zutreffende Vorstellung von der 

Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 

Finanzlage der Gemeinde vermittelt. Dabei 

ist auch darauf einzugehen, ob die Chancen 

und Risiken für die künftige Entwicklung 

der Gemeinde zutreffend dargestellt sind. 

 

(7) Der Bestätigungsvermerk oder der 

Vermerk über die Versagung ist unter 

Angabe von Ort und Tag vom Vorsitzenden 

des Rechnungsprüfungsausschusses zu 

unterzeichnen. 
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(8) In Gemeinden, in denen eine örtliche 

Rechnungsprüfung besteht, bedient sich der 

Rechnungsprüfungsausschuss zur Durch- 

führung der Prüfung dieser Rechnungs- 

prüfung. Die örtliche Rechnungsprüfung 

oder Dritte als Prüfer haben im Rahmen 

ihrer Prüfung einen Bestätigungsvermerk 

oder einen Vermerk über seine Versagung 

nach den Absätzen 3 bis 7 abzugeben.  
[jetzt § 102 Abs. 2 GO ] 

 

§ 102 GO NRW 

Örtliche Rechnungsprüfung 

 
 
 

(1) Kreisfreie Städte, Große und Mittlere 

kreisangehörige Städte haben eine örtliche 

Rechnungsprüfung einzurichten. 
[jetzt § 101 Abs. 1 GO]  

Die übrigen Gemeinden sollen sie einrich- 

ten, wenn ein Bedürfnis hierfür besteht und 

die Kosten in angemessenem Verhältnis 

zum Nutzen stehen. 
 

(2) Kreisangehörige Gemeinden können mit 

dem Kreis eine öffentlich-rechtliche 

Vereinbarung mit dem Inhalt abschließen, 

dass die örtliche Rechnungsprüfung des 

Kreises die Aufgaben der örtlichen 

Rechnungsprüfung in einer Gemeinde 

gegen Kostenerstattung wahrnimmt.  

Die Vereinbarung kann auch vorsehen, dass 

die Rechnungsprüfung des Kreises nur 

einzelne Aufgabengebiete der Rechnungs-

prüfung in der Gemeinde wahrnimmt. 

Soweit die örtliche Rechnungsprüfung des 

Kreises die Rechnungsprüfung in der 

Gemeinde wahrnimmt, bedient sich der 

Rechnungsprüfungsausschuss der 

Gemeinde bei der Erfüllung seiner Aufgaben 

der Rechnungsprüfung des Kreises. 
 

(3) Absatz 1 findet für kreisangehörige 

Gemeinden keine Anwendung, bei denen 

die örtliche Rechnungsprüfung des 

Kreises gemäß Absatz 2 Satz 1 die örtliche 

Rechnungsprüfung bei der Gemeinde 

wahrnimmt. 

 

 

 

§ 102 GO NRW 

Örtliche Prüfung Jahresabschluss 

und Gesamtabschluss 
(ehemals § 101 GO NRW) 

 

(1) Der Jahresabschluss und der Lage- 

bericht sind, vor Feststellung durch den 

Rat, durch die örtliche Rechnungsprüfung 

zu prüfen (Jahresabschlussprüfung). Hat 

keine Prüfung stattgefunden, so kann der 

Jahresabschluss nicht festgestellt werden. 

Wird der Jahresabschluss oder der Lage- 

bericht nach Vorlage des Prüfberichts 

geändert, so sind diese Unterlagen erneut 

zu prüfen, soweit es die Änderung er- 

fordert. Über das Ergebnis der Prüfung ist 

zu berichten, der Bestätigungsvermerk ist 

entsprechend zu ergänzen.  
 

(2) Die Gemeinde kann mit der Durch-

führung der Jahresabschlussprüfung einen 

Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschafts- 

prüfungsgesellschaft oder die Gemeinde- 

prüfungsanstalt nach vorheriger  

Beschlussfassung durch den Rechnungs- 

prüfungsausschuss beauftragen. 

Gemeinden ohne eigene Rechnungs- 

prüfung können sich zudem für die Durch-

führung der Jahresabschlussprüfung einer 

anderen örtlichen Rechnungsprüfung 

bedienen.  
 

(3) In die Prüfung des Jahresabschlusses ist 

die Buchführung einzubeziehen. Die 

Prüfung des Jahresabschlusses hat sich 

darauf zu erstrecken, ob die gesetzlichen 

Vorschriften und sie ergänzenden orts- 

rechtlichen Bestimmungen oder sonstigen 

Satzungen beachtet worden sind. Die 

Prüfung ist so anzulegen, dass Unrichtig- 

keiten und Verstöße gegen die in Satz 2 

aufgeführten Bestimmungen, die sich auf 

die Darstellung des sich nach § 95 Absatz 1 

Satz 4 ergebenden Bildes der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage der Gemeinde 

wesentlich auswirken, bei gewissenhafter 

Berufsausübung erkannt werden.  
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(4) In die Prüfung des Jahresabschlusses 

sind die Entscheidungen und Verwaltungs- 

vorgänge aus delegierten Aufgaben auch 

dann einzubeziehen, wenn die Zahlungs- 

vorgänge selbst durch den Träger der 

Aufgabe vorgenommen werden und ins- 

gesamt finanziell von erheblicher Bedeu-

tung sind.  
 

(5) Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob 

er mit dem Jahresabschluss sowie mit den 

bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 

in Einklang steht und ob er insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der 

Gemeinde vermittelt. Dabei ist auch zu 

prüfen, ob die Chancen und Risiken der 

künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt 

sind. Die Prüfung des Lageberichts hat sich 

auch darauf zu erstrecken, ob die gesetz- 

lichen Vorschriften zu seiner Aufstellung 

beachtet worden sind.  
 

(6) Die Bürgermeisterin oder der Bürger- 

meister haben dafür Sorge zu tragen, dass 

den mit der Jahresabschlussprüfung 

Beauftragten die Entwürfe des Jahres- 

abschlusses und des Lageberichts unver- 

züglich nach der Bestätigung vorgelegt 

werden. Sie haben den Beauftragten zu 

gestatten, die Bücher und Schriften der 

Gemeinde sowie die Vemögensgegenstände 

und Schuldenstände und Schulden zu 

prüfen.  
 

(7) Die mit der Jahresabschlussprüfung 

Beauftragten können von der Bürger-

meisterin oder dem Bürgermeister alle 

Aufklärungen und Nachweise verlangen, die 

für eine sorgfältige Prüfung notwendig 

sind. Soweit es die Vorbereitung der 

Jahresabschlussprüfung erfordert, haben 

die mit der Jahresabschlussprüfung 

Beauftragten die Rechte auch schon vor 

Aufstellung des Jahresabschlusses.  

Soweit es für eine sorgfältige Prüfung 

erforderlich ist, haben die mit der 

Jahresabschlussprüfung Beauftragten die  

auch gegenüber Mutter- und Tochterunter- 

nehmen.  
 

(8) Die mit der Jahresabschlussprüfung 

Beauftragten haben über Art und Umfang 

sowie über das Ergebnis der Prüfung zu 

berichten. §§ 321 und 322 des Handels-

gesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt 

Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, 

veröffentlichten bereinigten Fassung, das 

zuletzt durch Artikel 11 Absatz 28 des 

Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
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2745) geändert worden ist, gelten 

entsprechend.  
 

(9) Die mit der Jahresabschlussprüfung 

Beauftragten dürfen an der Führung der 

Bücher und an der Aufstellung des Jahres- 

abschlusses und des Lageberichtes nicht 

mitgewirkt haben.  
 

(10) Für die Prüfung der Jahresabschlüsse 

der in § 97 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 

benannten Sondervermögen finden die 

Absätze 1 bis 9 entsprechende Anwendung, 

§ 101 Absatz 6 ist zu beachten.  
 

(11) Sofern ein Gesamtabschluss und ein 

Gesamtlagebericht aufgestellt werden, 

finden die Absätze 1 bis 9 entsprechende 

Anwendung.  

 
 

§ 103 GO NRW 

Aufgaben örtliche Rechnungsprüfung 
 

(1) Die örtliche Rechnungsprüfung hat 

folgende Aufgaben: 

1. die Prüfung des Jahresabschlusses der 

Gemeinde, 

2. die Prüfung der Jahresabschlüsse der in 

§ 97 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 benannten 

Sondervermögen,  

[jetzt § 102 Abs. 10 GO] 

3. die Prüfung des Gesamtabschlusses, 

4. die laufende Prüfung der Vorgänge in der 

Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung 

der Prüfung des Jahresabschlusses,  
[jetzt § 104 Abs. 1 S.1 Nr. 1 GO] 

5. die dauernde Überwachung der 

Zahlungsabwicklung der Gemeinde und 

ihrer Sondervermögen sowie die Vornahme 

der Prüfungen,  
[jetzt § 104 Abs. 1 S.1 Nr. 2 GO] 

6. bei Durchführung der Finanzbuchhaltung 

mit Hilfe automatisierter Datenverarbeitung 

(DVBuchführung) der Gemeinde und ihrer 

Sondervermögen, die Prüfung der Program- 

me vor ihrer Anwendung, 
[jetzt § 104 Abs. 1 S.1 Nr. 3 GO] 

7. die Prüfung der Finanzvorfälle gemäß § 

100 Abs.4 der Landeshaushaltsordnung, 
[jetzt § 104 Abs. 1 S.1 Nr. 4 GO] 

8. die Prüfung von Vergaben. 
[jetzt § 104 Abs. 1 S.1 Nr. 5 GO] 
 

In die Prüfung des Jahresabschlusses nach 

Nummer 1 sind die Entscheidungen  

und Verwaltungsvorgänge aus delegierten 

Aufgaben auch dann einzubeziehen, 

wenn die Zahlungsvorgänge selbst durch 

den Träger der Aufgabe vorgenommen 

werden und insgesamt finanziell von erheb- 

§ 103 GO NRW 

Örtliche Prüfung der Eigenbetriebe 
 

[ …. ] 
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licher Bedeutung sind. [jetzt § 102 Abs. 4 GO] 

 

(2) Der Rat kann der örtlichen Rechnungs- 

prüfung weitere Aufgaben übertragen, 

insbesondere  

1. die Prüfung der Verwaltung auf 

Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit, 

2. die Prüfung der Betätigung der 

Gemeinde als Gesellschafter, Aktionär oder 

Mitglied in Gesellschaften und anderen 

Vereinigungen des privaten Rechts oder in 

der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen 

Rechts gemäß § 114a sowie die Buchung 

und Betriebsprüfung, die sich die Gemeinde 

bei einer Beteiligung, bei der Hingabe eines 

Darlehens oder sonst vorbehalten hat. 
 

(3) Der Bürgermeister kann innerhalb 

seines Amtsbereichs unter Mitteilung an 

den Rechnungsprüfungsausschuss der 

örtlichen Rechnungsprüfung Aufträge zur 

Prüfung erteilen. [§104 Abs. 4 GO neu] 
 

(4) Der Prüfer kann für die Durchführung 

seiner Prüfung nach den Absätzen 1 bis 3 

Aufklärung und Nachweise verlangen, 

die für eine sorgfältige Prüfung notwendig 

sind. Der Prüfer hat die Rechte nach Satz 1 

auch gegenüber den Abschlussprüfern der 

verselbstständigten Aufgabenbereiche.  
[§ 104 Abs. 5 GO neu] 
 

(5) Die örtliche Rechnungsprüfung kann  

sich mit Zustimmung des Rechnungs- 

prüfungsausschusses Dritter als Prüfer 

bedienen. [§ 104 Abs. 6 GO neu] 

 

(6) Bei den Aufgaben nach § 103 Abs. 1 

Nrn. 1 bis 3 haben die Prüfer im Rahmen 

ihrer Prüfung einen Bestätigungsvermerk 

oder einen Vermerk über seine Versa- 

gung nach § 101 Abs. 3 bis 7 abzugeben. 
 

(7) Ein Dritter darf nicht Prüfer sein, 

1. wenn er Mitglied des Rates, Angehöriger 

des Bürgermeisters, des Kämmerers oder 

des Verantwortlichen für die Zahlungs- 

abwicklung oder seines Stellvertreters ist, 

2. wenn er Beschäftigter der verselbst- 

ständigten Aufgabenbereiche der Gemeinde 

ist, die in öffentlich-rechtlicher oder 

privatrechtlicher Form geführt werden,  

oder diesen in den letzten drei Jahren vor 

der Bestellung als Prüfer angehört hat, 

3. wenn er in den letzten fünf Jahren mehr 

als dreißig vom Hundert der Gesamtein-

nahmen aus seiner beruflichen Tätigkeit 

aus der Prüfung und Beratung der zu 

prüfenden Gemeinde und der verselbstän- 

digten Aufgabenbereiche der Gemeinde, 
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die in öffentlich-rechtlicher oder in privat- 

rechtlicher Form geführt werden, bezogen 

hat und dies auch im laufenden Jahr zu er-

warten ist. Verselbstständigte Aufgaben-

bereiche der Gemeinde in privatrechtlicher 

Form müssen nur einbezogen werden, 

wenn die Gemeinde mehr als zwanzig vom 

Hundert der Anteile daran besitzt. 

§ 104 Abs. 4 gilt entsprechend. [§ 104 Abs. 7 

GO neu] 

 

 

§ 104 GO NRW 

Leiter und Prüfer der örtlichen 

Rechnungsprüfung 

 
 

(1) Die örtliche Rechnungsprüfung ist dem 

Rat unmittelbar verantwortlich und in ihrer 

sachlichen Tätigkeit ihm unmittelbar unter- 

stellt. Sie ist von fachlichen Weisungen frei. 
[jetzt § 102 Abs. 1 GO] 
 

(2) Der Rat bestellt die Leitung der  

örtlichen Rechnungsprüfung und die Prüfer 

und beruft sie ab. Die Leitung und die 

Prüfer können nicht Mitglieder des Rates 

sein und dürfen eine andere Stellung in der 

Gemeinde nur innehaben, wenn dies mit 

ihren Prüfungsaufgaben vereinbar ist. Sie 

dürfen nicht Zahlungen der Gemeinde 

abwickeln.  
[jetzt § 102 Abs. 4 GO] 
 

(3) Die Leitung der örtlichen Rechnungs- 

prüfung darf nicht Angehöriger des 

Bürgermeisters, des Kämmerers oder des 

für die Zahlungsabwicklung Verantwort-

lichen und dessen Stellvertreters sein.  
[jetzt § 102 Abs. 6 GO] 
 

(4) Für die Aufgaben nach § 103 Abs. 1 

Nrn. 1 bis 3 dürfen die Prüfer nicht an der 

Führung der Bücher oder an der Aufstellung 

des Jahresabschlusses oder des Gesamt- 

abschlusses mitgewirkt haben. 

§ 104 GO NRW 

Weitere Aufgaben der örtlichen 

Rechnungsprüfung 
(ehemals § 103 GO NRW) 

 

(1) Weitere Aufgaben der örtlichen 

Rechnungsprüfung sind:  

1. die laufende Prüfung der Vorgänge in 

der Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung 

der Prüfung des Jahresabschlusses,  

2. die dauernde Überwachung der 

Zahlungsabwicklung der Gemeinde und 

ihrer Sondervermögen sowie die Vor- 

nahme der Prüfungen,  

3. bei Durchführung der Finanzbuch- 

haltung mit Hilfe automatisierter Daten- 

verarbeitung (DV-Buchführung) der Ge-

meinde und ihrer Sondervermögen die 

Prüfung der Programme vor ihrer 

Anwendung,  

4. die Prüfung der Finanzvorfälle gemäß  

§ 100 Absatz 4 der Landeshaushalts- 

ordnung in der Fassung der Bekannt-

machung vom 26. April 1999 (GV. NRW. 

S. 158) in der jeweils geltenden Fassung,  

5. die Prüfung von Vergaben und  

6. die Wirksamkeit interner Kontrollen im 

Rahmen des internen Kontrollsystems. 

 

(2) Die örtliche Rechnungsprüfung kann 

ferner folgende Aufgaben wahrnehmen:  

1. die Prüfung der Zweckmäßigkeit und 

der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung,  

2. die Prüfung der Wirtschaftsführung 

und des Rechnungswesens der Eigen- 

betriebe und anderer Einrichtungen der 

Gemeinde nach § 107 Abs. 2, 

die Prüfung der Betätigung der Gemeinde 

als Gesellschafterin, Aktionärin oder 

Mitglied in Gesellschaften und anderen 

Vereinigungen des privaten Rechts oder 

in der Rechtsform der Anstalt des 

öffentlichen Rechts gemäß § 114a sowie 

die Buch- und Betriebsprüfung, die sich 

die Gemeinde bei einer Beteiligung, bei 

der Hingabe eines Darlehens oder sonst 

vorbehalten hat.  
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(3) Der Rat kann der örtlichen Rech- 

nungsprüfung weitere Aufgaben über- 

tragen.  
 

(4) Der Bürgermeister kann innerhalb 

seines Amtsbereichs unter Mitteilung an 

den Rechnungsprüfungsausschuss der 

örtlichen Rechnungsprüfung Aufträge zur 

Prüfung erteilen.  
 

(5) Der Prüfer kann für die Durchführung 

seiner Prüfung nach den Absätzen 1 bis 4 

Aufklärung und Nachweise verlangen, die 

für eine sorgfältige Prüfung notwendig 

sind. Der Prüfer hat die Rechte nach  

Satz 1 auch gegenüber den Abschluss- 

prüfern der verselbstständigten  

Aufgabenbereiche.  
 

(6) Die örtliche Rechnungsprüfung kann 

sich mit Zustimmung des Rechnungs-

prüfungsausschusses Dritter als Prüfer 

bedienen.  
 

(7) Ein Dritter darf nicht Prüfer sein,  

1. wenn er Mitglied des Rates, Angehö- 

riger des Bürgermeisters, des Kämmerers 

oder des Verantwortlichen für die Zah-

lungsabwicklung oder seines  

Stellvertreters ist,  

2. wenn er Beschäftigter der verselbst- 

ständigten Aufgabenbereiche der Ge- 

meinde ist, die in öffentlich-rechtlicher 

oder privatrechtlicher Form geführt 

werden, oder diesen in den letzten drei 

Jahren vor der Bestellung als Prüfer 

angehört hat,  

wenn er in den letzten fünf Jahren mehr 

als 30 Prozent der Gesamteinnahmen aus 

seiner beruflichen Tätigkeit aus der 

Prüfung und Beratung der zu prüfenden 

Gemeinde und der verselbstständigten 

Aufgabenbereiche der Gemeinde, die in 

öffentlich-rechtlicher oder in privat-

rechtlicher Form geführt werden, bezogen 

hat und dies auch im laufenden Jahr zu 

erwarten ist; verselbstständigte  

Aufgabenbereiche der Gemeinde in 

privatrechtlicher Form müssen nur 

einbezogen werden, wenn die Gemeinde 

mehr als 20 Prozent der Anteile daran be-

sitzt.  

§ 102 Absatz 9 gilt entsprechend.  
 

§ 116 GO NRW 

Gesamtabschluss 
 

[ …. ] 

§ 116 GO NRW 

Gesamtabschluss 
 

[ …. ] 
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 § 116a GO NRW 

Größenabhängige Befreiungen 
 

(1) Eine Gemeinde ist von der Pflicht,  

einen Gesamtabschluss und einen  

Gesamtlagebericht aufzustellen, 

befreit, wenn am Abschlussstichtag ihres 

Jahresabschlusses und am vorher- 

gehenden Abschlussstichtag jeweils 

mindestens zwei der nächststehenden 

Merkmale zutreffen:  

1. die Bilanzsummen in den Bilanzen  

der Gemeinde und der einzubeziehen- 

den verselbständigten Aufgabenbereiche 

nach § 116 Absatz 3 übersteigen insge- 

samt nicht mehr als 1 500 000 000 Euro,  

2. die der Gemeinde zuzurechnenden 

Erträge aller vollkonsolidierungspflich- 

tigen verselbständigten Aufgaben- 

bereiche nach § 116 Absatz 3 machen 

weniger als 50 Prozent der ordentlichen 

Erträge der Ergebnisrechnung der 

Gemeinde aus,  

3. die der Gemeinde zuzurechnenden 

Bilanzsummen aller vollkonsolidierungs-

pflichtigen verselbständigten Aufgaben- 

bereiche nach § 116 Absatz 3 machen 

insgesamt weniger als 50 Prozent der 

Bilanzsumme der Gemeinde aus.  
 

(2) Über das Vorliegen der Vorausset- 

zungen für die Befreiung von der Pflicht 

zur Aufstellung eines Gesamtabschlus- 

ses entscheidet der Rat für jedes 

Haushaltsjahr bis zum 30. September 

des auf das Haushaltsjahr folgenden 

Jahres. Das Vorliegen der Vorausset- 

zungen nach Absatz 1 ist gegenüber 

dem Rat anhand geeigneter Unterlagen 

nachzuweisen. Die Entscheidung des 

Rates ist der Aufsichtsbehörde jährlich 

mit der Anzeige des durch den Rat 

festgestellten Jahresabschlusses der 

Gemeinde vorzulegen.  
 

Sofern eine Gemeinde von der größen- 

abhängigen Befreiung im Zusammen- 

hang mit der Erstellung eines Gesamt- 

abschlusses Gebrauch macht, ist ein  

Beteiligungsbericht gemäß § 117 zu 

erstellen. 

 

 

 

 



[12] 
 

 § 116b GO NRW 

Verzicht auf die Einbeziehung 
 

In den Gesamtabschluss und den  

Gesamtlagebericht müssen verselbststän-

digte Aufgabenbereiche nach § 116 Ab-

satz 3 nicht einbezogen werden, wenn sie 

für die Verpflichtung, ein den tatsäch- 

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

der Gemeinde zu vermitteln, von unter- 

geordneter Bedeutung sind. Die Anwen- 

dung des Satzes 1 ist im Gesamtanhang 

anzugeben und zu begründen. 

Aufgabenträger mit dem Zweck der un- 

mittelbaren oder mittelbaren Trägerschaft 

an Sparkassen sind nicht im Gesamt- 

abschluss zu konsolidieren.  

 
 

§ 117 GO NRW 

Beteiligungsbericht 
 

(1) Die Gemeinde hat einen Beteiligungs- 

bericht zu erstellen, in dem ihre wirt- 

schaftliche und nichtwirtschaftliche Betä- 

tigung, unabhängig davon, ob verselb- 

ständigte Aufgabenbereiche dem Konsoli- 

dierungskreis des Gesamtabschlusses 

angehören, zu erläutern ist.  

Dieser Bericht ist jährlich bezogen auf den 

Abschlussstichtag des Gesamtabschlusses 

fortzuschreiben und dem und dem 

Gesamtabschluss beizufügen. Der Betei- 

ligungsbericht ist dem Jahresabschluss nach 

§ 95 beizufügen, wenn kein Gesamt- 

abschluss nach § 116 aufzustellen ist. 
 

(2) Der Beteiligungsbericht ist dem Rat 

und den Einwohnern zur Kenntnis zu 

bringen. Die Gemeinde hat zu diesem 

Zweck den Bericht zur Einsichtnahme  

verfügbar zu halten. Auf die Möglichkeit 

zur Einsichtnahme ist in geeigneter 

Weise öffentlich hinzuweisen.  

 

§ 117 GO NRW 

Beteiligungsbericht 
 

(1) In den Fällen, in denen eine Gemein- 

de von der Aufstellung eines Gesamt-

abschlusses unter den Voraussetzungen 

des § 116a befreit ist, ist in dem Jahr ein 

Beteiligungsbericht zu erstellen. Für die 

Erstellung des Beteiligungsberichtes gilt § 

116 Absatz 6 Satz 2 entsprechend.  

Über den Beteiligungsbericht ist ein  

gesonderter Beschluss des Rates in 

öffentlicher Sitzung herbeizuführen.  
 

(2) Der Beteiligungsbericht hat folgende  

Informationen zu sämtlichen verselb-

ständigten Aufgabenbereichen in öffent-

lich-rechtlicher und privatrechtlicher  

Form zu enthalten, sofern in diesem  

Gesetz oder in einer Rechtsverordnung 

nichts anderes bestimmt wird:  

1. die Beteiligungsverhältnisse,  

2. die Jahresergebnisse der verselbstän- 

digten Aufgabenbereiche,  

3. eine Übersicht über den Stand der 

Verbindlichkeiten und die Entwicklung des 

Eigenkapitals jedes verselbständigten 

Aufgabenbereiches sowie  

4. eine Darstellung der wesentlichen 

Finanz- und Leistungsbeziehungen der 

Beteiligungen untereinander und mit der 

Gemeinde.  

 
 

 


